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Spruch

W195 2225629-1/2E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Vizeprasidenten Dr. Michael SACHS als Einzelrichter Uber die
Beschwerde von XXXX gegen das Schreiben der Ombudsstelle XXXX vom XXXX , beschlossen:

A)

Die Beschwerde wird gemal? 8 28 Abs. 1 VWGVG als unzuldssig zurlickgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:

Mit Schreiben vom XXXX wurde dem Beschwerdeflhrer mitgeteilt, dass hinsichtlich dessen Eingabe betreffend seinen
"Antrag auf Ausstellung eines A-Trust-Zertifikats und Signaturvertrags" keine Zustandigkeit der Ombudsstelle XXXX
gegeben sei.

Der Beschwerdefuihrer wandte sich anschlieRend per E-Mail vom XXXX an das Bundesverwaltungsgericht und ersuchte
um Aufhebung des Bescheides der Ombudsstelle XXXX .

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
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Gemald Art. 129 B-VG besteht fur jedes Land ein Verwaltungsgericht des Landes. Fur den Bund bestehen ein als
Bundesverwaltungsgericht zu bezeichnendes Verwaltungsgericht des Bundes und ein als Bundesfinanzgericht zu
bezeichnendes Verwaltungsgericht des Bundes fur Finanzen.

Gemall Art. 130 Abs. 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit (Z 1); gegen die AustUbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher
Befehls- und Zwangsgewalt wegen Rechtswidrigkeit (Z 2); wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine
Verwaltungsbehorde (Z 3); gegen Weisungen gemal’ Art. 81a Abs. 2 B-VG (Z 4).

Gemal} Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes, soweit sich aus Abs. 3 nicht anderes ergibt,
Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die

unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

GemaR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder

Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. | Nr.
33/2013 idFBGBI. | Nr. 122/2013, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR8§ 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende

Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR8 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die

Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.
Zu A) Zuruckweisung der Beschwerde:

Die Zustandigkeiten, die den Verwaltungsgerichten von Verfassung wegen zukommen, sind in Art. 130 Abs. 1 B-VG
geregelt. DarUber hinaus ist es gemald Art. 130 Abs. 2 B-VG mdglich, durch Bundes- oder Landesgesetz sonstige
Zustandigkeiten der Verwaltungsgerichte zur Entscheidung Uber Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines
Verhaltens einer Verwaltungsbehdrde in Vollziehung der Gesetze (Z 1) oder Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines
Verhaltens eines Auftraggebers in den Angelegenheiten des offentlichen Auftragswesens (Z 2) oder Streitigkeiten in

dienstrechtlichen Angelegenheiten der 6ffentlich Bediensteten (Z 3) vorzusehen.

Die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts ist im Hinblick auf die Beschwerde des Beschwerdeflhrers nicht
gegeben, weil das angefochtene Schriftstick nicht die Voraussetzungen erflllt, die das Gesetz fur das

Zustandekommen eines Bescheides vorsieht:

Nach standiger Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes ist eine Erledigung dann als Bescheid zu qualifizieren,
wenn sie von einer Verwaltungsbehdrde gegenuiber individuell bestimmten Personen erlassen wird und eine konkrete
Verwaltungsangelegenheit in einer der Rechtskraft fahigen Weise normativ regelt, wenn sie also fur den Einzelfall
bindend die Gestaltung oder Feststellung von Rechtsverhaltnissen zum Inhalt hat, ob sie nun unter Einhaltung der von
den Verwaltungsvorschriften fur die Bescheiderlassung aufgestellten Voraussetzungen erlassen worden ist oder nicht
(zB. VfSlg. 8744/1980, 9244/1981, 9444/1982, 11.077/1986, 11.415/1987, 12.321/1990, 12.753/1991, 14.152/1995). Aus
der Erledigung muss deutlich der objektiv erkennbare Wille einer Verwaltungsbehdrde hervorgehen, gegentber einer
individuell bestimmten Person die normative Regelung einer konkreten Verwaltungsangelegenheit zu treffen (zB. VfSlg.
10.119/1984). Mit dem Schriftstick der belangten Behdrde erfolgte lediglich eine "Mitteilung" an den
Beschwerdefuhrer.

Die vorliegende Beschwerde ist daher mangels anfechtungstauglichen Gegenstandes zurlickzuweisen.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art 133 Abs 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal’ Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des VwGH ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung, des Weiteren ist die vorliegende
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Rechtsprechung des VwGH auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.

Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht

worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.
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